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Erster Bürgermeister Andreas Fath-Halbig eröffnet um 19:03 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Stadtrates, begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähig-
keit des Stadtrates fest. 
 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
 

 
1. Bürgerfragestunde 

 
- Der Vorsitzende des TV 04, Herr Fliedner, teilt mit, dass er sich die durchschnittliche Hal-

lenmiete im Landkreis angesehen hat. Hier hat er festgestellt, dass die Stadt Wörth a.Main 
mit die höchsten Sätze hat. 
Bürgermeister Fath-Halbig, teilt hier mit, dass es auskömmliche Sätze im Vergleich zu an-
deren Objekten im gewerblichen Bereich sind. Ferner wird hier von Seiten der Stadt Wörth 
a.Main noch ein Zuschuss in Höhe von 25%gewährt. 
 

- Ebenso wird erklärt, dass ein Flussregenpfeifer im Bereich der Sandbank nistet. Er fragt an, 
ob hier ein Naturschutzgebiet ermöglicht werden kann. Von Seiten des Bürgermeisters 
kommt der Hinweis, dass das Ufergewässer in die Zuständigkeit der Bundeswasser-Stra-
ßenverwaltung fällt.  

 
  
 
2. Genehmigung der Niederschrift der Stadtratssitzung vom 25.03.2026 

 
Einstimmig beschlossen  
 
3. Bekanntgaben aus nicht-öffentlicher Sitzung 

 
Mitteilung: 
Die Auftragsvergabe für die Bestatterleistungen ist in der Stadtratssitzung vom 25.03.2026 erfolgt. 
Der Auftrag geht an: 

 
Bestattungen Herrschaft, Lützelbach 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
4. Vorberatung Haushalt 2026 

 
Sachverhalt: 
 
Vorstellung und Beratung Haushaltsplanentwurf 
Der vorliegende Entwurf des Haushalts- und Finanzplans 2026 (Modell 1) umfasst die Planungsjahre 
2026 – 2030 und ist – unter Berücksichtigung der aktuellen Sach- und Rechtslage und nach Maß-
gabe der Beschlüsse des Stadtrats – auf allen Positionen solide und verlässlich kalkuliert.  
Der Haushaltsplanentwurf 2026 (Modell 1) wurde dem HFA in der Sitzung vom 28.01.2026 vorge-
stellt und beraten. Dieser liegt nun dem Stadtrat in unveränderter Form zur Beratung und Verab-
schiedung vor.  
 
1. Haushaltsvolumen 
Der Haushalt 2026 hat nun ein Volumen von 18.636.026 € (Vorjahr: 18.900.091 €). Auf den Verwal-
tungshaushalt entfallen 16.960.212 € (Vorjahr: 15.596.036 €) und auf den Vermögenshaushalt 
1.675.814 € (Vorjahr: 3.304.055 €).  
 
2. Verwaltungshaushalt 
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Im Gegenzug zum letzten Jahr kann der Verwaltungshaushalt einen Überschuss erzeugen und dem 
Vermögenhaushalt 566.142 € zuführen. 
 
Trotz allem unterschreitet das Ergebnis des Verwaltungshaushalts die gesetzliche MINDEST-Zufüh-
rung (Deckung der Kredittilgungen) in 2026 um 80.000 €; dafür übersteigt das Ergebnis in 2027 die 
Zuführung um rund 900.000 €. Die gesetzliche SOLL-Zuführung (Deckung der Kredittilgungen und 
der kameralen Abschreibungen) wird verfehlt. 
 
3. Vermögenshaushalt 
Im Vermögenshaushalt sind Investitionen i.H.v. 488.000 € (Vorjahr: 1.160.000 €) sowie Kredittilgun-
gen i.H.v. 770.000 € (Vorjahr: 893.000 €) zu finanzieren. Dafür stehen direkte Investitionsfinanzie-
rungsmittel i.H.v. 277.000 € (Vorjahr: 913.000 €) zur Verfügung. Alles in allem schließt der Vermö-
genshaushalt mit einem Fehlbetrag i.H.v. 334.000 € ab, der zum Hh-Ausgleich aus der allg. Rück-
lage entnommen wird.  
 
4. Kreditaufnahmen 
Für das Hh-Jahr 2026 und 2027 sind keine Kreditaufnahmen vorgesehen. Im Finanzplanungszeit-
raum 2026 – 2030 müssen zur Finanzierung des Investitionsprogramms voraussichtlich Kredite 
i.H.v. 7.750.000 € aufgenommen werden.  
 
5. Verpflichtungsermächtigungen 
Im Vermögenshaushalt sind keine Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt.  
 
Verpflichtungsermächtigungen sind genehmigungspflichtig, wenn in den Hh-Jahren, zu deren Las-
ten sie eingegangen werden, Kreditaufnahmen notwendig werden. 
 
6. Genehmigungsfähigkeit des Haushaltsplans 
Da weder Kreditaufnahmen noch Verpflichtungsermächtigungen für das Hh-Jahr 2026 vorgesehen 
sind, ist der Haushaltsplan 2026 durch die Rechtsaufsichtsbehörde nur zu würdigen.  
 
7. Dauernde Leistungsfähigkeit (dLF) 
Die dauernde Leistungsfähigkeit wird in Art. 61 Abs. 1 GO, der zentralen Vorschrift für die kommu-
nale Haushaltswirtschaft, definiert. Danach hat die Stadt ihre Haushaltswirtschaft so planen und zu 
führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Die dauernde Leistungsfähigkeit der 
Stadt ist sicherzustellen, eine Überschuldung ist zu vermeiden.  
 
8. Rücklagen 
Die allgemeinen Rücklagen der Stadt nehmen im Planungszeitraum 2026 – 2030 folgenden Ver-
lauf: 
 

Allgemeine Rücklagen 

in T€ 

Hh-Plan Hh-Plan Finanzplan     

2025 2026 2027 2028 2029 2030 

* Stand am 01.01.d.J. 1.830 1.414 1.080 380 348 328 

+ Zuführungen  1.017 0 0  0 0  31 

-/- Entnahmen  1.433 334 700 32 20 0  

= Stand am 31.12.d.J. 1.141 1.080 380 348 328 359 

        

nachrichtlich:       

= gesetzliche Mindestrücklage 158  163 167 172 173 172 

 
Der Stand der allgemeinen Rücklagen liegt eingangs des Planungszeitraums mit 1.414.000 € über 
der gesetzlichen Mindestrücklage. Er wird in den Hh-Jahren 2026, 2027, 2028 und 2029 zulasten 
der Rückstellungen für das Investitionsprogramm um 1.086.000 € reduziert, einzig in dem Hh-Jahr 
2030 um 31.000 € erhöht.  
 
Die Sonderrücklagen der Stadt nehmen im Planungszeitraum 2026 – 2030 folgenden Verlauf: 
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Sonderrücklagen 

Hh-Plan Hh-Plan Finanzplan     

2025 2026 2027 2028 2029 2030 

            

* Stand am 01.01.d.J. 1.180 951 964 920 980 1020 

+ Zuführungen 81 256 233 229 210 200 

-/- Entnahmen 310 243 277 168 170 172 

= Stand am 31.12.d.J. 951 964 920 980 1020 1048 

        

darunter:       

* SoRL Gebühren WVA -228 -145 -82 -19 32 75 

+ SoRL Gebühren EWA -343 -264 -189 -118 -53 10 

+ SoRL Maria Schiegl-Fonds 79  79  80  80  81 81  

+ SoRL HWF Alt-Wörth 657 584 511 436 360 282 

+ SoRL Weidenhecken 416  416  416  416  416  416  

+ SoRL Bürgerverein 10  10  10  10  10  10  

+ SoRL Personalkosten 348 272 162 162 162 162 

+ SoRL Marienkapelle 13  13  13  13  13  13  

= Summe 951 964 920 980 1020 1048 

 
9. Schulden (nur Kernhaushalt) 
Die Schulden des Kernhaushalts nehmen im Planungszeitraum 2026 – 2030 folgenden Verlauf: 
 

Schulden (Kernhaushalt) 

in T€ 

Hh-Plan Hh-Plan Finanzplan     

2025 2026 2027 2028 2029 2030 

       

* Stand am 01.01.d.J. 7.664  7.321 6.552 6.002 8.101 8.871 

+ Kreditaufnahmen (ohne Umsch.)  550 0 0 2.650 1.400 3.700 

-/- Kredittilgungen (ohne Umsch.) 893 770 549 552 630 713 

= Stand am 31.12.d.J. 7.321 6.552 6.002 8.101 8.871 11.857 

* Schuldendienst 1.018 887 653 659 824 960 

 
Die Verschuldung des Kernhaushalts beträgt im Planungszeitraum 2026 – 2030 durchschnittlich 
228% des Landesdurchschnitts 2023. Der daraus jährlich i.H.v. durchschnittlich 797.000 € zu leis-
tende Schuldendienst belastet die dLF der Stadt enorm.  
 
Folgende Anlagen wurden bereits mit der Einladung zur HFA-Sitzung am 28.01.2026 übermittelt und 
werden nicht erneut versandt: 

• III. Haushaltsplan 2026 

• IV. Finanzplan 2025-2030 

• IX. 1.1-1.2 Inv.Programm+Finanzierung 2026 

• X. Schulden 2026 

• XI. Rücklagen 2026 
 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
5. Vorstellung und Beratung des Investitionsprogramms 

 
Sachverhalt: 
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Vorstellung und Beratung des Investitionsprogramms Modell 1 
Das Investitionsprogramm 2025 – 2030 basiert auf der aktuellen Beschlusslage des Stadtrates und 
seiner Ausschüsse. Es wurde in der HFA-Sitzung vom 28.01.2026 beraten. Es umfasst ein Gesamt-
volumen von 10,1 Mio. € (Vorjahr: 7,96 Mio. €). 
Das Investitionsprogramm 2025 – 2030 ist wie folgt strukturiert:  
 

Investitionsprogramm 
(nach Ausgabearten) 

in 1.000 € 

 Hh-Ansätze Finanzplanung     Summe 
2025-2030   2025 2026 2027 2028 2029 2030 

* Zuschüsse für Drittinvestitionen   3  0  0  0  0  0  3  

+ Gewährung von Darlehen   0  0  0  0  0  0  0  

+ Vermögenserwerb (o. Grp. 9328)   725  395  59  51  483  51  1.764  

+ 
Anliegerkosten für städtische Liegen-
schaften   0  0  0  0  0  0  0  

+ Baumaßnahmen             

 a) Hochbau (o. Grp. 9412)   31  15  100  800  0  0  946  

 b) Tiefbau (o. Grp. 9512)   365  78  1.524  1.462  1.037  2.901  7.367  

 c) Betriebsanlagen   36  1  1  1  1  1  41  

 Summe Baumaßnahmen   432  94  1.625  2.263  1.038  2.902  8.354  

= Investitionen  
(= jahresbez. Ausg. des VmHh)   1.160  488  1.685  2.313  1.521  2.953  10.121 

 
Der Schwerpunkt liegt eindeutig bei den Ausgaben für den Tiefbau mit 7.367.000 €. An zweiter Stelle 
folgen die Ausgaben für den Vermögenserwerb mit 1.764.000 €, darin enthalten sind unter anderem 
die Beschaffung von FW-Fahrzeugen. An dritter Stelle folgen die Hochbaumaßnahmen mit 946.000 
€. An vierter Stelle folgen die Ausgaben für Betriebsanlagen. Hier werden 41.000 € aufgewandt. 
Zur Finanzierung dieses umfangreichen Investitionsprogramms (s.a. Nr. IX.1. des tabellarischen 
Vorberichts) stehen direkte Investitionsfinanzierungsmittel i.H.v. 2,5 Mio. € (Vorjahr: 2,3 Mio. €) 
zur Verfügung. Die direkten Investitionsfinanzierungsmittel 2025 – 2030 sind wie folgt strukturiert:  
 

Investitionsfinanzierung 
(nach Einnahmearten) 

                

 Hh-Ansätze Finanzplanung     Summe 
2025-
2030   2025 2026 2027 2028 2029 2030 

* Rückflüsse von Darlehen   0  0  0  0  0  0  0  

+ Veräußerung von Beteiligungen   0  0  0  0  0  0  0  

+ Vermögensveräußerung   653  15  0  0  0  0  668  

+ Anliegerbeiträge   -45  0  0  0  0  0  -45  

+ Zuwendungen                 

 a) Investitionspauschalen   127  127  127  127  127  127  759  

 b) Ablösung Unterhaltslast HWF-Anl.   0  0  0  0  0  0  0  

 c) sonstige Investitionszuwendungen   179  136  26  26  672  81  1.119  

 Summe Zuwendungen   306  262  152  152  798  208  1.878  

= Investitionsfinanzierung 
(= jahresbez. Einn. des VmHh)   913  277  152  152  798  208  2.501  

 
Der Schwerpunkt liegt hier bei den Einnahmen aus Zuwendungen i.H.v. 1.878.000 €. Davon entfal-
len auf die zweckfreien Investitionspauschalen 759.000 € und auf die zweckgebundenen Zuwen-
dungen 1.119.000 €. An zweiter Stelle folgen die Einnahmen aus Vermögensveräußerungen mit 
668.000 €.  
 
Die verbleibenden Lücken werden über Kreditaufnahmen in den Jahren 2028 bis 2030 i.H.v. 
7.750.000 € gedeckt.  
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Stadtrat Laumeister erklärt, dass man bereits an vielen Stellschrauben gedreht hat, um positive Ef-
fekte zu erhalten. Dass dies „negativ“ für die Betroffenen ist, ist seiner Fraktion durchaus bewusst. 
Er weist aber darauf hin, dass die Steuererhöhungen erst durch den Satzungsbeschluss des Haus-
halts greifen. 
Die Fraktion stimme dem Haushalt zu, obwohl entgegen ihres ausdrücklichen Wunsches keine zeit-
nahe Senkung von Steuerhebesätzen erkennbar ist. Dies stelle dennoch keinen Grund für eine Ab-
lehnung des Haushaltes dar. 
Erforderliche Investitionen und damit verbundene neue Schulden erfordern weiterhin ein ernsthaftes 
Arbeiten, um weitere Kostensteigerungen etc. zu vermeiden. Es kann keine „Entwarnung“ gegeben 
geben werden und ein Sparkurs und genau Beobachtungen der Entwicklungen von Märkten etc. 
sind weiterhin erforderlich. 
Die Fraktion der CSU wird dem Haushalt zustimmen. 
 
Stadtrat Schusser stimmt seinem Vorredner zu. Der Beschluss des vorgestellten Haushaltes ist 
wichtig, um Projekte wie z.B. die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen, Sanierungsmaßnahme 
o.ä. zu starten oder sicherzustellen. 
Notwendige Erhöhungen von Steuern oder Absenkung von freiwilligen Leistungen sind unschön, 
aber leider erforderlich. Es bestehe Potential für die Finanzplanungen. Ggf. kann man Maßnahmen 
verschieben, um so einen finanziellen Puffer zu erhalten. Der Haushalt 2026 bildet eine solide 
Grundlage, auf der man aufbauen kann. 
Er dankt im Namen der Fraktion Herrn Stadtkämmerer Mechler und der Verwaltung für die Aufbe-
reitung der Daten und die Zusammenstellung des Haushalts. 
 
Stadtrat Salvenmoser dankt dem Stadtkämmerer, Herr Mechler, für die gute Vorbereitung. 
Ein geplanter Anstieg der Kredite etc. innerhalb der nächsten 10 Jahre ist für ihn jedoch Grund zur 
Besorgnis. Er findet die Planung des Haushaltes mit einem Schuldenstand von rund 11. Mio., ohne 
eine Idee, wie die Gegenfinanzierung außer durch diverse Erhöhungen, erfolgen soll, für die Zukunft 
beängstigend. 
Es steht die Frage im Raum: Wie sieht es mit bei einer Haushaltsschieflage, höchsten Steuersätzen 
im Kreis etc. künftig mit der Genehmigung von Haushalten aus, wenn bisher eine 7,5 Mio.-Schul-
dengrenze bestand? 
Es werden weitere Einsparungen erforderlich sein, zudem besteht weiterhin die Frage nach der Zu-
kunft des Hallenbads, welches doch erheblich zum Defizit beitrage? Es ist nich erkennbar, dass 
mittelfristig eine Absicht z.B. zur Senkung von Steuerhebesätzen besteht. Dennoch sollen zusätzli-
che Schulden gemacht werden. 
Aus den genannten Gründen wird die Fraktion von SPD-GRÜNE dem vorgelegten Haushaltsplan 
nicht zustimmen.  
 
Bürgermeister Fath-Halbig erläutert den Sachverhalt zu Förderungen bezüglich des Hallenbads. 
Letztlich war im Wahlkampf, die Erhaltung des Hallenbades Thema aller Bürgermeisterkandidaten. 
Bei Betrachtung des angegebenen Schuldenstands müsse berücksichtigt werden, dass hier noch 
nicht alle zu erwartenden Fördermittel eingepflegt werden konnten. Grundsätzlich sei man für Ver-
besserungsvorschläge jederzeit offen. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
6. Beschlussfassung zur Haushaltssatzung 2026 samt Haushaltsplan, Finanzplan und 

Investitionsprogramm 

 
Sachverhalt: 
 
Nach der Vorstellung und Beantwortung etwaiger Fragen aus dem Gremium nehmen 

a) der 1. Bürgermeister und 
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b) die Sprecher der Fraktionen 
zum Haushaltsplan 2026 und zum Finanzplan 2027 - 2030 Stellung. 
 
Der 1. Bürgermeister stellt den Entwurf der Haushaltssatzung 2026 vor. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die vorliegende Haushaltssatzung 2026 und damit auch den Haushalts- 
und Finanzplan 2026 (Modell 1) zu verabschieden. 
 

Haushaltssatzung 
der 

Stadt Wörth a. Main 
(Landkreis Miltenberg) 
für das Haushaltsjahr 

 
2026 

 
Aufgrund der Art. 63 ff der Gemeindeordnung -GO- für den Freistaat Bayern erlässt die Stadt 
Wörth a. Main folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt im 
 
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 16.960.212 € 
und im  
Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.675.814 € 
und im  
Gesamthaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 18.636.026 € 
ab.  

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 

 
0 € 

festgesetzt.  
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Ver-
mögenshaushalt wird auf 

 
0 € 

festgesetzt.  
 

§ 4 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 570 % 
 b) für die Grundstücke (B) 570 % 
   
2. Gewerbesteuer  355 % 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 

 
2.000.000 € 

festgesetzt.  
 

§ 6 
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Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft. 
 
63939 Wörth a. Main, den ___________ 
          - Stadt Wörth a. Main  
 
  A. Fath-Halbig, 1. Bürgermeister 
 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt den Entwurf der Haushaltssatzung als Satzung. 
 
Mehrheitlich beschlossen Ja 14  Nein 3   
 
7. 2. Änderung des Bebauungsplans "Untere und Obere Meister" - Ergebnis der öffent-

lichen Auslegung 

 
Sachverhalt: 
 
Der Entwurf zur 2. Änderung des Bebauungsplans „Untere und Obere Meister“ hat in der Zeit vom 
09.03. - 08.04.2026 öffentlich ausgelegen. Aus der Bevölkerung sind keine Stellungnahmen einge-
gangen. Die Behörden und Träger öffentlicher Belange haben sich wie folgt geäußert: 
 
1. Regierung von Unterfranken: 
 
Die Regierung von Unterfranken als höhere Landesplanungsbehörde erhebt in ihrer Eigenschaft 
als Träger öffentlicher Belange zu dem Bauleitplanentwurf keine Einwände. 
 
2. Regionaler Planungsverband: 
 
Der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain erhebt in seiner Eigenschaft als 
Träger öffentlicher Belange zu dem Bauleitplanentwurf keine Einwände. 
 
3. Landratsamt Miltenberg: 
 
Die Stadt Wörth hat den Innenstadtbereich in Bezug auf Nachverdichtungspotential hinsichtlich 
Wohnbebauung untersucht. Hierbei hat sich u.a. der Bereich „Untere und Obere Meister“ aus Sicht 
der Stadt Wörth im Hinblick auf eine Bebauungsplanerstellung als geeignet gezeigt. 
 
A) Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 
Aus bauleitplanerischer und bauordnungsrechtlicher Sicht besteht Einverständnis mit der Planung 
sofern noch Folgendes beachtet wird: 
 
Einheitliche Form von Bauleitplänen und Benennung der Rechtsgrundlagen 
Bei der Überarbeitung des Planentwurfes ist darauf zu achten, dass die Systematik der Festsetzun-
gen (Planzeichenerklärung – Legende, planungsrechtliche Festsetzungen, bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen, nachrichtliche Übernahmen, Hinweise sowie Verfahrensvermerke) eingehalten und 
die jeweiligen Rechtsgrundlagen für die Festsetzungen mit aufgeführt werden. Die Planungshilfen 
für die Bauleitplanung enthalten hierzu unter Nr. 4.5.3 ab Ziff. 7 ebenfalls Aussagen über den Textteil 
und die Beschriftung eines Bebauungsplanes.  
 
Maß der baulichen Nutzung 
Bei der Festlegung der zulässigen Wand- und Firsthöhe der Wohngebäude wird in Abschnitt B.1.2 
der untere Bezugspunkt die Oberkante des Fertigfußbodens angegeben. Dies ist auch in der Be-
gründung zum B-Plan enthalten. In Abschnitt B.1.3 ist bei Definition der Höhenlage für die Wand- 
und Firsthöhe die Oberkante der Straße bzw. des Gehwegs in Hausmitte angegeben. Zweiteres wird 
von der technischen Bauaufsicht als unterer Bezugspunkt bevorzugt. 
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Dachform 
Folgende Dachformen sollen zulässig sein: Satteldächer für Wohngebäude und Flachdächer für die 
Garagen. Diese Festsetzung erfolgt nach § 9 Abs. 4 i. V.m. Art. 81 BayBO und sollte daher in den 
Festsetzungen unter Ziff. 2 „Gestaltung“ erfolgen. 
 
Klimaschutz und Klimaanpassung 
Die Notwendigkeit der Einsparung von Energie und der Verminderung von klimagefährdenden Emis-
sionen stellt die Gemeinden vor die Aufgabe, im Rahmen der kommunalen Entwicklungs- und Bau-
leitplanung den energiepolitischen Erfordernissen verstärkt Rechnung zu tragen. 
Wir bitten daher die Stadt Wörth, sich zu folgenden Punkten Gedanken zu machen: 
 
Photovoltaikanlage 
Die mögliche Errichtung von Photovoltaikanlagen auf den Gebäuden wird unter dem Punkt „2. Ge-
staltung“ geregelt. 
Zur möglichen Errichtung von Photovoltaikanlagen auf den Gebäuden wird unter Ziff. 2.1 festgesetzt, 
dass bei den Flachdächern (Garagen) eine extensive Begrünung oder alternativ eine Photovoltaik-
anlage vorzusehen ist. Unter Ziff. 2.2 wird ausgeführt, dass Solar- oder Photovoltaikelemente auf 
den Dachflächen auch in Kombination mit Dachflächenfenstern auch großflächig zulässig sind, je-
doch in ihrer Gestaltung aufeinander abgestimmt sein müssen. 
Die Rechtsgrundlage zur Festsetzung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen findet sich in § 9 Abs. 
1 Ziff. 23 b) BauGB. 
 
Gründach/Fassadenbegrünung 
Die Begrünung von Gebäuden können Gemeinden -unter Einhaltung bestimmter Voraussetzungen 
zur Erhaltung und Gestaltung des Ortsbildes- durch örtliche Bauvorschriften nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 
1 BayBO vorschreiben. Solche Vorgaben können sich auf das Gebäude als Ganzes, aber auch nur 
auf Teile, wie etwa das Dach oder die Fassade erstrecken. 
Folgende Vorteile ergeben sich durch eine Fassadenbegrünung: 

− Verbesserung des Mikro- und Stadtklimas (Beschattung, Wasserrückhalt, Verdunstung, 
Bin-dung und Filterung von Staub und Luftschadstoffen), 

− Energieeinsparung (Wärmedämmung und Hitzeschild), 
− Beschattung und Kühlung, 
− Gebäudeerhaltung, 
− Minderung für Eingriffe in Natur und Landschaft (Erhaltung der Artenvielfalt durch Schaf-

fung zusätzlicher Grünflächen und die Erweiterung der Lebensräume für Pflanzen und 
Tiere), 

− Lärmschutz, 
− Ästhetik. 

 
Begründung 
Es soll der Bebauungsplan „Untere und Obere Meister“ (Teil I) geändert. In der Begründung wird auf 
den Bebauungsplan „Untere und Obere Meister – Teil II“ Bezug genommen (Seite 3, Ziff. 1.0). Wir 
bitten um Berichtigung. 
 
B) Natur- und Landschaftsschutz 
Die Stadt Wörth am Main plant die Änderung des Bebauungsplans „Untere und Obere Meister“. Der 
BPlan wird im beschleunigten Verfahren nach §13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgestellt. Es gilt das 
vereinfachte Verfahren, bei dem nach §13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung und dem Umwelt-
bericht abgesehen wird. 
 
Den Änderungen des BPlans kann naturschutzfachlich unter folgenden Auflagen zugestimmt wer-
den: 

1. Die Festsetzung 3.3 im BPlan ist zu streichen. Hierfür ist unter „Hinweise“ folgendes aufzu-
nehmen: 

 
Artenschutz 
„Bei etwaigen Umbau- oder Abrissmaßnahmen sowie Gehölzrückschnitten oder -fällungen gilt es 
den besonderen und strengen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG zu berücksichtigen. In diesem 
Fall sind die betroffenen Gebäudestrukturen und Gehölze auf ein Vorkommen von europarechtlich 
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geschützten Vogelarten und deren Nester, als auch auf ein mögliches Vorkommen von Fledermäu-
sen oder ihren Quartieren (z.B. Spalten oder Hohlräume), durch eine fachkundige Person zu kon-
trollieren. Bei bestätigtem Vorkommen ist vor Maßnahmenbeginn die untere Naturschutzbehörde 
Miltenberg zu kontaktieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. 
Gehölzbeseitigungen sind gemäß § 39 Abs. 5 S.1 Nr.2 BNatSchG nur außerhalb der Brut- und Nist-
zeit, im Zeitraum von 1. Oktober bis 28. Februar zulässig.“ 
 
C) Immissionsschutz 
Die Grundstückseigentümer haben einen Antrag gestellt, da sie die geplante Bebauung nicht ohne 
eine Änderung der Baugrenzen errichten können. 
Da auf der gegenüberliegenden Straßenseite ein Gewerbegebiet liegt, ist dies zu prüfen. 
Die Orientierungswerte für die angemessene Berücksichtigung des Schallschutzes in der städtebau-
lichen Planung liegen gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 bei: 
 
Gewerbegebieten: 
- Tagsüber: 65 dB(A) 
- Nachts: 50 dB(A) 
 
Urbanen Gebieten: 
- Tagsüber: 60 dB(A) 
- Nachts: 45 dB(A) 
 
Mischgebieten: 
- Tagsüber: 60 dB(A) 
- Nachts: 45 dB(A) 
 
Allgemeine Wohngebieten: 
- Tagsüber: 55 dB(A) 
- Nachts: 40 dB(A) 
 
Die Tagzeit beläuft sich auf 06:00 – 22:00 Uhr und die Nachtzeit auf 22:00 – 06:00 Uhr. 
 
Von dem betrachteten Gewerbe Landstraße 62, 72, 74 und 76 sind bei einer Verschiebung der 
Baugrenzen keine schädlichen Umweltauswirkungen zu erwarten. In Bezug auf den Verkehrslärm 
der Landstraße, sollte bei einer Verschiebung der Baugrenzen darauf hingewiesen werden, dass die 
Schlafzimmer empfehlungsweise nicht in Richtung der Landstraße auszurichten sind. 
 
D) Bodenschutz 
Im Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans "Untere und Obere Meister" in Wörth a. 
Main liegen die Grundstücke Fl. Nrn. 6163, 6162, 6161, 6160, 6097, 6098, 6099, 6094 (ganz) und 
die Fl. Nrn. 6165, 1237 und 6095 (teilweise) der Gemarkung Wörth a. Main. 
Im bayerischen Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG sind keine der v. g. Grundstücke als Alt-
last oder schädliche Bodenveränderung verzeichnet. Auch darüber hinaus liegen uns keine Infor-
mationen vor, dass sich auf den besagten Grundstücken eine Altlast oder eine schädliche Boden-
veränderung befindet. 
 
Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die 2. Änderung des Bebauungsplans „Untere 
und Obere Meister“ in Wörth a. Main somit keine Bedenken. 
 
Wir weisen allerdings daraufhin, dass Boden ein besonders schützenswertes Gut darstellt und mit 
Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. Um überflüssige Erdmassen-
bewegungen zu vermeiden, ist daher bei der Planung künftiger Bauvorhaben innerhalb des o.g. 
Bebauungsplans eine Anpassung der jeweiligen Bauvorhaben an dem Geländeverlauf anzuraten. 
Mutterboden ist grundsätzlich auszuheben und in nutzbarem Zustand zu erhalten. Anfallender, nicht 
kontaminierter, Bodenaushub sollte vorrangig wieder an dem Ort, an dem er ausgehoben wurde, für 
Bauzwecke wiederverwendet werden. Ist eine Wiederverwendung inner-halb des Bauvorhabens 
nicht möglich, ist bestmöglich eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung des Bodenaushubs 
in örtlicher Nähe anzustreben. 
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Hinweis: 
 

Die Informationen im Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG geben nur den momentan erfassten 
Datenbestand wieder, der nicht den aktuellen Verhältnissen auf dem jeweiligen Grundstück entspre-
chen muss. Gegebenenfalls muss ein Verantwortlicher nach Bodenschutzrecht (insbesondere Ei-
gentümer) eine entsprechende Überprüfung (Recherche bzw. Untersuchung) selbst veranlassen. 
Sollten sich dabei, entgegen unseren bisherigen Erkenntnissen, konkrete Anhaltspunkte für das Vor-
liegen von Altlasten oder schädlichen Bodenveränderungen ergeben, dann ist der Verantwortliche 
nach Art. 1 Bayerisches Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) verpflichtet, die Untere Bodenschutz-
behörde im Landratsamt Miltenberg unverzüglich über diesen Sachverhalt zu informieren und ihr die 
diesbezüglich vorhandenen Unterlagen vorzulegen. 
 
E) Wasserschutz 
Wasserrechtliche Tatbestände sind aufgrund der vorgelegten Planunterlagen nicht ersichtlich. 
 
F) Denkmalschutz 
In der Begründung unter Nr. 12.0 wurde vermerkt, dass auf die denkmalschutzrechtlichen Bestim-
mungen, insbesondere auf die Meldepflicht bei Entdeckung von Bodendenkmälern verwiesen wird. 
 
Dieser Hinweis fehlt auf dem B-Plan-Entwurf. 
 
Wir weisen abschließend darauf hin, dass die Stellungnahme des Bayer. Landesamtes für Denk-
malpflege selbständig einzuholen und zu beachten ist. 
 
G) Brandschutz 
Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes wird darauf hingewiesen, dass sich im Bereich der Kron-
bergstraße keine Hydranten zur Löschwasserentnahme befinden, die nächsten Wasserentnahme-
stellen finden sich sowohl am südlichen als auch am nördlichen Ende des Plangebietes auf der 
Landstraße. 
Es sollten in diesem Bereich dringend, jedoch spätestens im Zuge von Sanierungsmaßnahmen die 
Installation von Unterflurhydranten angestrebt werden. 
Darüber hinaus werden derzeit keine weiteren Anforderungen gestellt, vorangegangene Stellung-
nahmen behalten ihre Gültigkeit. 
 
H) Gesundheitsamtliche Belange 
Das Gesundheitsamt hat die Änderung des Bebauungsplans "Untere und Obere Meister" geprüft 
und ist mit der Realisierung einverstanden. 
Über die bereits im Plan benannten Regelungen hinaus, werden keine weiteren gesundheitsamtli-
chen-/hygienischen Belange berührt. 
 
4. Landesamt für Denkmalpflege: 
 
Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 
 
5. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Aschaffenburg 

  
Das basierende Kartenmaterial entspricht dem aktuellen Stand des Liegenschaftskataster vom 
März 2026. Weitere Belange des ADBV sind durch die Planung nicht berührt. 
 
6. Staatliches Bauamt Aschaffenburg 
 
Das Staatliche Bauamt teilte mit, dass ihre Belange nicht berührt werden. 
 
7. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg: 
 
Oberflächenabfluss und Gewässer  
 
Das Plangebiet liegt nicht in einem festgesetzten oder ermittelten Überschwemmungsgebiet.  
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Grund- und Trinkwasserschutz  
 
Der Planungsumgriff liegt nicht in einem Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebiet.  
Bei Maßnahmen, die auf das Grundwasser einwirken können, sind als allgemeine Sorgfaltspflich-
ten nach § 5 (1) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) insbesondere zu beachten: Vermeiden von nach-
teiligen Veränderungen der Gewässereigenschaften, sparsame Verwendung des Wassers sowie 
die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts.  
 
Abwasser  
Das Plangebiet ist an die vorhandene Schmutz- und Regenwasserkanalisation angeschlossen. 
Eine ausreichende Dimensionierung ist mit dem Kanalbetreiber abzustimmen. Es gilt der wasser-
wirtschaftliche Grundsatz, dass Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt zu sammeln und zu 
behandeln ist. Niederschlagswasser ist bei technischer Möglichkeit ortsnah zu versickern. Es sollte 
weiterhin der Einbau von Zisternen zur Regenwasserspeicherung und z.B. Nutzung zur Bewässe-
rung der Gärten geprüft werden.  
 
Altlasten und schädliche Bodenveränderungen  
 
Im Planbereich sind uns weder Altlasten noch schädliche Bodenveränderungen bekannt. Sollten 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen angetroffen werden, sind sie nach Bodenschutz-
recht hinsichtlich des Wirkungspfades Boden – Gewässer in Abstimmung mit Landratsamt Kitzin-
gen und Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg durch einen zugelassenen Sachverständigen nach 
§ 18 BBodSchG zu untersuchen, zu bewerten und ggfs. zu sanieren.  
 
Fazit  
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht besteht mit dem Vorhaben Einverständnis. 
 
8. Abwasserverband Main-Mömling-Elsava (AMME) 
 
Der Zweckverband AMME erhebt zu dem im Betreff genannten Bauleitplanentwurf keine Einwände. 
 
9. Energie Zweck Verband (EZV) Wörth und 10. Gasversorgung Unterfranken 
 
Es sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
 
11. Deutsche Telekom AG – Würzburg 
 
Gegen die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Untere und Obere Meister“ bestehen keine Ein-
wände. Die Deutsche Telekom weist zudem auf vorhandene Anlagen und Leitungen im Planungs-
bereich hin. Auf die vorhandenen, dem öffentlichen Telekommunikationsverkehr dienenden Tele-
kommunikationslinien, ist grundsätzlich Rücksicht zu nehmen. Diese Telekommunikationslinien sind 
sowohl in deren Bestand als auch in deren ungestörten Nutzung zu 
schützen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sei das entsprechende Merkblatt zu beachten. 
Die Telekom bittet um rechtzeitige Benachrichtigung vor Maßnahmen welche im Geltungsbereich 
stattfinden. Zur Versorgung des geänderten Gebiets werde die Telekom noch eine Entscheidung 
treffen. 
 
12. Bayernwerk Netz GmbH Marktheidenfeld 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 2. Änderung des Bebauungsplans „Unterer und Oberer 
Meister“ in der Fassung vom 17. Januar 2026 bestehen keine Einwendungen, wenn dadurch der 
Bestand, die Sicherheit und der Betrieb vorhandener Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
 
Beschluss: 
 
3. Landratsamt Miltenberg: 
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- Dem Hinweis des Landratsamtes Miltenberg zur einheitlichen Form des Bebauungsplans wird 
nachgekommen und der Plan soll entsprechend überarbeitet werden. 

 
- Bei der Festsetzung „Wand- und Firsthöhe“ im Planentwurf unter B. 1.2 wird die Definition der 

Höhenlage korrigiert und einheitlich auf die Oberkante der Straße bzw. des Gehwegs in Haus-
mitte angegeben. Die Änderung erfolgt auch in der Begründung. 

 
- Die Festsetzung „Satteldächer für Wohngebäude und Flachdächer für die Garagen“ unter B. 

1.6 wird entfernt und unter Ziffer 2.1 aufgelistet. 
 
- Die Stellungnahme des Landratsamtes Miltenberg zu Klimaschutz und Klimaanpassungen wird 

zur Kenntnis genommen. Die Festsetzungen und Verpflichtungen des Entwurfs sind aus Sicht 
der Verwaltung für den Einzelnen bereits weitreichend genug. 

 
- Die Bezugnahme zum Bebauungsplan „Untere und Obere Meister - Teil II“ in der Begründung 

wird berichtigt. 
 
- Der Auflage der unteren Naturschutzbehörde wird Folge geleistet. Die Festsetzung unter B. 3.3 

wird gestrichen. Die Auflage ist ein direkter Ausfluss aus dem BNatSchG und muss daher mit 
aufgenommen werden. Der Hinweistext zu „Artenschutz“ wird wie vorgegeben unter den Hin-
weisen aufgeführt. 

 
- Dem Hinweis des Immissionsschutzes wird Folge geleistet. Unter D. Schallschutz soll der fol-

gende Hinweis ergänzt werden: „Bei Errichtung von Wohngebäuden entlang der Landstraße 
wird empfohlen, die Schlafzimmer nicht in Richtung dieser auszurichten.“ 

 
- Die Hinweise des Bodenschutzes werden zur Kenntnis genommen. 

 
- Der Hinweis des Denkmalschutzes hinsichtlich der Bodendenkmäler wird unter D. Hinweise er-

gänzt. 
 

- Die Stellungnahme des Brandschutzes wird zur Kenntnis genommen. Es soll im Zuge von zu-
künftigen Sanierungsmaßnahmen im Bereich der Bebauungsplanänderung die Installation von 
Unterflurhydranten geprüft werden. 

 
7. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenbug 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
11. Deutsche Telekom AG – Würzburg 
 
Die Stellungnahme und der Bestandsplan werden zur Kenntnis genommen. Der Bestand oder der 
Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien werden nicht gefährdet. 
 
Bei Anschluss- und Erweiterungsarbeiten soll die Telekom frühzeitig benachrichtigt werden. 
 
12. Bayernwerke Netz GmbH Marktheidenfeld 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb vor-
handener Anlagen wird durch die Änderung nicht beeinträchtigt. 
 
 
 
 
 
Mehrheitlich beschlossen Ja 15  Nein 1   
 
8. 2. Änderung des Bebauungsplans "Untere und Obere Meister" - Satzungsbeschluss 
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Sachverhalt: 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die 2. Änderung des Bebauungsplans „Untere und Obere Meister“ als 
Satzung zu beschließen. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt folgende Satzung: 
 

Satzung 
über die 2. Änderung des Bebauungsplans der Stadt Wörth a. Main 

für das Baugebiet „Untere und Obere Meister“ 
 

Die Stadt Wörth a. Main erlässt aufgrund § 10 Abs.1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 8 und § 13a BauGB 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 
geändert worden ist i. V. m. Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeord-
nung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-
1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden 
ist, folgende 

 
Satzung 

 
§ 1 

Für die städtebauliche Ordnung des Baugebiets „Untere und Obere Meister“ im Bereich der Grund-
stücke mit den Fl.-Nrn. 1237, 6094, 6095, 6097, 6098, 6099, 6160, 6161, 6162, 6163, 6165 in der 
Stadt Wörth a. Main ist der geänderte Bebauungsplan vom 23.04.2026 maßgebend. 
 

§ 2 
(1) Der Bebauungsplan mit zeichnerischen und textlichen Festsetzungen sowie die Begründung in 
der Fassung vom 23.04.2026 sind Bestandteil dieser Satzung. 
 
(2) Der Bebauungsplan mit Begründung wird bei der Stadt Wörth a. Main während der üblichen 
Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten; über dessen Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 

§ 3 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wörth a. Main in Kraft. 
 
Wörth a. Main, den 23.04.2026 
Stadt Wörth a. Main 
 
 
Andreas Fath-Halbig 
Erster Bürgermeister 
 
Einstimmig beschlossen Ja 15  Nein 1   
 
9. Kosten und Gebühren der OGTS 

 
Sachverhalt: 
 
Die Diakonie teilte mit, dass die Entgelte und somit die Kosten für die OGTS-Betreuung für das 
Schuljahr 2026/27 erhöht werden.  
 
Folgende Informationen hat die Verwaltung bislang von Seiten der Diakonie erhalten: 
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In der Stadtratssitzung vom 19.03.2025 wurde beschlossen, dass die Kosten für das Freitags-Be-
treuungsangebot für die Kurzgruppe 30,00 €/Monat und für die Langgruppe 50,00 €/Monat betragen, 
um kostendeckend das freiwillige Leistungsangebot abzudecken. Seither wurden die Kosten nicht 
angepasst.  
 
Eigene Auswertungen von tatsächlich geleisteten Rechnungen, und der Bewilligung der Regierung 
von Unterfranken haben nachfolgende Zahlen für den Zeitraum 2025/2026 ergeben: 
 

 Kurzgruppe 
Mo-Do 
(5 Gruppen) 

Lang-
gruppe 
Mo-Do 
(GS)  
(2 Grup-
pen) 

Lang-
gruppe Mo-
Do (MS)  
(1 Gruppe) 

Kurz-
gruppe 
Freitag 

Lang-
gruppe 
Freitag 

Ferienangebot 

Kosten insgesamt 73.460,00 € 92.470,00€ 42.931,00 € 9.452,63 € 14.024,01 € 47.054,24 € 

Kosten bzw. Eigen-
anteil Stadt 

36.730,00 € 16.136,00 
€ 

8.068,00 € 9.452,63 € 14.024,01 € 47.054,24 € 

Anzahl der Anmel-
dungen 

66 Kinder 43 Kinder 23 Kinder = 
14 Zähl-
schüler 

15 Kinder 9 Kinder 0 Kinder 

Kosten Eltern 0,00 € 0,00 € 0,00 € 30,00 € 50,00 € 200,00 € 

Einnahmen (Kinder 
x Kosten x 11 Mo-
nate) 

0,00 € 0,00 € 0,00 € 4.950,00 € 4.950,00 € 0,00 € 

 

Hier ist bereits erkennbar, dass ein nicht unerhebliches Deckungsdefizit im Zeitraum 2025/2026 im 
Bereich der Freitagsbetreuung besteht. 
 
Daher müssen nach Beschlusslage des Stadtrates die Elternbeiträge neu behandelt und ggf. ange-
glichen werden.  
 
In der oberen Tabelle sind die Kosten für das künftige Freitags- und Ferienangebot ersichtlich.  
Die Kosten der OGTS für das Angebot von Montag bis Donnerstag sind noch ungeklärt, da die 
Regierung noch keine Informationen veröffentlicht hat.  
Die Diakonie ist bestrebt die neuen Informationen zeitnah mitzuteilen, sobald Rückmeldungen der 
Regierung erfolgen. 
 
Zum aktuellen Zeitpunkt liegen der Verwaltung zu wenige Daten für eine klare Empfehlung an den 
Stadtrat vor.  
Gleichzeitig sind hier viele Frage offen, u.a.: 
 

• Tatsächliche Kostendeckung des Freitagsangebots für die 1. Klassen durch die Regierung? 

• Wie viele Kinder benötigen tatsächlich die Betreuungsangebote und werden auch von den 
Eltern angemeldet? 
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• Wie gestaltet sich die Struktur der Gruppen bei einer Beteiligung durch die Regierung? 

• Welche Kosten kommen definitiv auf die Stadt Wörth a.Main zu? 

• Welcher Deckungsgrad bzw. welche Unterdeckung ist tatsächlich gewollt und vertretbar? 
 
Es erfolgt eine rege Diskussion.  
Stadtrat Schusser teilt mit, dass es keine Option für die Planung der Eltern ist, die Entscheidung bis 
zum endgültigen Vorliegen von tatsächlichen Daten aufzuschieben.  
Letztlich handelt es sich bei allen Gedankengängen um Spekulationen. Er verweist auf den Sach-
verhalt der Ferienbetreuung. Aufgrund der bereits bekannten Reaktionen der Eltern spricht er sich 
für ein Beibehalten der bisherigen Regelung und Preise aus. 
 
Stadtrat Laumeister teilt mit, dass es sich hier um einen komplexen Sachverhalt handelt, ferner war 
seiner Fraktion aufgrund der Kürze der Vorbereitungszeit auch kein interner Austausch möglich war. 
Er spricht sich für eine dezente Erhöhung Preise aus, um hier das bereits bestehende Defizit abzu-
mildern. 
 
Stadtrat Salvenmoser erklärt, dass er sich der Argumentation von Stadtrat Schusser anschließt. 
 
Stadträtin Kaufer fragt nach, ob ein Rechtsanspruch auf Ferienbetreuung für die 1. Klasse besteht. 
 
Stadtrat Schusser teilt mit, dass er aus haushaltsrechtlicher Sicht bei der Argumentation von Stadtrat 
Laumeister ist, aber sich im Hinblick auf die Sicht der Eltern dennoch für eine Beibehaltung aus-
spricht.  
 
Stadträtin Zethner verweist auf das Gleichheitsprinzip. Warum sollen die 2.-4- Klassen Kosten tra-
gen und zusätzlich noch eine Kostenerhöhung in Kauf nehmen. 
Sie fragt an, was ist, wenn jemand die Ferienbetreuung trotz der Kosten buchen will? Bürgermeister 
Fath-Halbig teilt mit, dass zwar ein Rechtsanspruch besteht, dieser aber bei geringer Buchungsan-
zahl über die Kita-Betreuung abgedeckt werden könnte. 
 
Es wird angefragt, ob ggf. eine (Mit-)Betreuung durch eine andere Kommune erfolgen kann, oder ob 
eine Koordination über das Landratsamt möglich ist. 
Bürgermeister Fath-Halbig teilt hier mit, dass hier grundsätzlich das Schulamt zuständig ist. Ferner 
verweist er darauf, dass aufgrund des hohen Aufwands an Koordination etc. die Erfolgsaussichten 
eher gering bis gar nicht vorhanden sind. 
 
Beschluss: 
Die bisherigen Elternbeiträge werden beibehalten.  
 
Einstimmig beschlossen  
 
10. Bekanntgaben 

 

• Der Waldbegang der Stadt Wörth a.Main findet am Samstag, 25.04.2026 statt 

• Die konstituierende Sitzung für das neue Ratsgremium findet am 20.05.2026, um 19:00 Uhr 
statt 

• Der Verein Genii/Loci hat angefragt, ob kurzfristig wieder ein Zeltlager an der Mainlände 
möglich ist. Hier wurde mitgeteilt, dass es grundsätzlich möglich ist, ein Zeltlager in Kleinst-
form abzuhalten. 

 
Bürgermeister Fath-Halbig bedankt sich beim Stadtrat für die bisher geleistete Arbeit und die gute 
Zusammenarbeit und verabschiedet die ausscheidenden Ratsmitglieder. 
 
  
 
11. Anfragen 
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Stadtrat Laumeister teilt mit, dass mehrfach im Bereich Tannenturm und Gartenanlage PKW auf den 
Grünstreifen abgestellt werden, Fotos zu Nachweiszwecken wurden gefertigt. Er fragt an, wer hierfür 
zuständig ist, bzw. an wen er sich wenden kann.  
Bürgermeister Fath-Halbig verweist hier auf die zuständige Sachbearbeiterin des Ordnungsamts, 
Frau Schirmeister, und die Kommunale Verkehrsüberwachung (KVÜ). Die aktuelle E-Mail der KVÜ 
ist online abfragbar. 
 
Stadtrat Salvenmoser fragt im geschilderte Sachverhalt nach, ob ggf. ein Parkverbot Abhilfe schaf-
fen kann. 
 
Stadträtin Sirin teilt mit, dass sie künftig ehrenamtlich im Jugendtreff mithilft. Sie plant mit den Ju-
gendlichen zu kochen und fragt nach, ob und in welcher Höhe ein Budget hierfür zur Verfügung 
steht. Hier wird mitgeteilt, dass die genaue Höhe des Budgets beim Stadtkämmerer, Herr Mechler, 
erfragt werden kann. 
 
Stadtrat Denk fragt hier an, ob sich der Jugendtreff ggf. in die Planung für die Ferienspiele mit ein-
bringen möchte. Hinsichtlich des vorhandenen Budgets setzt er sich mit Herrn Mechler in Verbin-
dung. 
 
  
 
 
 
Mit Dank für die gute Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Andreas Fath-Halbig um 20:17 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Stadtrates. 
 
 
 
 
 
 
 

Andreas Fath-Halbig    Stephanie Hock 
Erster Bürgermeister    Schriftführung 

 


